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Inhaltsverzeichnis auf der letzten Seite 
 
 
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Der gegen Aleksandar Kostadinovic, Kaiserstr. 4, 
45468 Mülheim an der Ruhr, unter dem Akten-
zeichen 32-32.4.000477309/26 am 24.02.2009 
erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zuge-
stellt werden, da der derzeitige Aufenthaltsort 
des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zu-
stellung an einen Vertreter oder Zustellungsbe-
vollmächtigten nicht möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 24.02.2009 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
bei der Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim 
an der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Hein-
rich-Melzer-Str. 1, Zimmer 308, eingesehen wer-
den. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 03.03.2009 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 M i c h e l s 
  
 

 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Keko Osman Samarsin, Hohe Str. 10, 
47051 Duisburg, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.005104961/25 am 13.11.2008 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 13.11.2008 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
bei der Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim 
an der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Hein-
rich-Melzer-Str. 1, Zimmer 308, eingesehen wer-
den. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 04.03.2009 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 H e i l m a n n 
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Öffentliche Zustellung eines Gebührenbescheides 
 

Der gegen Zafir Krujezi, Karl-Steinhauer-Str. 9, 
46047 Oberhausen, unter Aktenzeichen 33-1.02 / 
MH-EX676 am 16.02.2009 erlassene Gebühren-
bescheid kann nicht zugestellt werden, weil der 
Betroffene unter der o. g. Anschrift nicht anzu-
treffen ist. 
 
Der Gebührenbescheid wird hiermit gemäß § 1 
Landeszustellungsgesetz (LZG NRW) in Verbin-
dung mit § 10 LZG NRW öffentlich zugestellt. Es 
werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Der 
Gebührenbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Ver-
öffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG 
NRW). 
Nach Zustellung kann der Betroffene gegen den 
Gebührenbescheid innerhalb eines Monats Klage 
erheben. Der Gebührenbescheid kann von dem 
Betroffenen beim Bürgeramt Mülheim an der 
Ruhr, Löhstr. 22 – 26, Zimmer 209, eingesehen 
werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 27.02.2009 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 K a b a s h a j 
 
 
Öffentliche Zustellung eines Gebührenbescheides 

 
Der gegen Deniz Engin Cacim, Arndtstr. 2, 45473 
Mülheim an der Ruhr, unter Aktenzeichen 33-
1.02 / MH-EW963 am 28.11.2008 erlassene Ge-
bührenbescheid kann nicht zugestellt werden, 
weil der Betroffene unter der o. g. Anschrift nicht 
anzutreffen ist. 
Der Gebührenbescheid wird hiermit gemäß § 1 
Landeszustellungsgesetz (LZG NRW) in Verbin-
dung mit § 10 LZG NRW öffentlich zugestellt. Es 
werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Der 
Gebührenbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Ver-
öffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG 
NRW). 
Nach Zustellung kann der Betroffene gegen den 
Gebührenbescheid innerhalb eines Monats Klage 
erheben. Der Gebührenbescheid kann von dem 
Betroffenen beim Bürgeramt Mülheim an der 
Ruhr, Löhstr. 22 – 26, Zimmer 209, eingesehen 
werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 20.02.2009 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 K a b a s h a j 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Gebührenbescheides 
 

Der gegen Johan Rantwijk, Aktienstr. 168, 45473 
Mülheim an der Ruhr, unter Aktenzeichen 33-
1.02 / MH-ET692 am 16.01.2009 erlassene Ge-
bührenbescheid kann nicht zugestellt werden, 
weil der Betroffene nach unbekannt verzogen ist. 
 
Der Gebührenbescheid wird hiermit gemäß § 1 
Landeszustellungsgesetz (LZG NRW) in Verbin-
dung mit § 10 LZG NRW öffentlich zugestellt. Es 
werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Der 
Gebührenbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Ver-
öffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG 
NRW). 
Nach Zustellung kann der Betroffene gegen den 
Gebührenbescheid innerhalb eines Monats Klage 
erheben. Der Gebührenbescheid kann von dem 
Betroffenen beim Bürgeramt Mülheim an der 
Ruhr, Löhstr. 22 – 26, Zimmer 209, eingesehen 
werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 20.02.2009 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 K a b a s h a j 
 
 
Öffentliche Zustellung eines Gebührenbescheides 

 
Der gegen Hans-Joachim Hoffmann, Zittauer Weg 
7, 75217 Birkenfeld, unter Aktenzeichen 33-1.02 
/ MH-JQ378 am 06.02.2009 erlassene Gebühren-
bescheid kann nicht zugestellt werden, weil der 
Betroffene nach unbekannt verzogen ist. 
 
Der Gebührenbescheid wird hiermit gemäß § 1 
Landeszustellungsgesetz (LZG NRW) in Verbin-
dung mit § 10 LZG NRW öffentlich zugestellt. Es 
werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Der 
Gebührenbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Ver-
öffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG 
NRW). 
Nach Zustellung kann der Betroffene gegen den 
Gebührenbescheid innerhalb eines Monats Klage 
erheben. Der Gebührenbescheid kann von dem 
Betroffenen beim Bürgeramt Mülheim an der 
Ruhr, Löhstr. 22 – 26, Zimmer 209, eingesehen 
werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 20.02.2009 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 K a b a s h a j 
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Öffentliche Zustellung eines Gebührenbescheides 
 

Der gegen Torsten Fischer, Dümptener Str. 21, 
45476 Mülheim an der Ruhr, unter Aktenzeichen 
33-1.02 / MH-TF610 am 17.02.2009 erlassene 
Gebührenbescheid kann nicht zugestellt werden, 
weil der Betroffene von Amts wegen abgemeldet 
ist. 
 
Der Gebührenbescheid wird hiermit gemäß § 1 
Landeszustellungsgesetz (LZG NRW) in Verbin-
dung mit § 10 LZG NRW öffentlich zugestellt. Es 
werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Der 
Gebührenbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Ver-
öffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG 
NRW). 
Nach Zustellung kann der Betroffene gegen den 
Gebührenbescheid innerhalb eines Monats Klage 
erheben. Der Gebührenbescheid kann von dem 
Betroffenen beim Bürgeramt Mülheim an der 
Ruhr, Löhstr. 22 – 26, Zimmer 209, eingesehen 
werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 23.02.2009 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 K a b a s h a j 
 
 

 
Öffentliche Zustellung eines Gebührenbescheides 

 
Der gegen die Firma Ralph Otto GmbH, Heerstr. 
15, 45478 Mülheim an der Ruhr, unter Aktenzei-
chen 33-1.02 / MH-RO63 am 06.03.2009 erlas-
sene Gebührenbescheid kann nicht zugestellt 
werden, weil die Betroffene unter der o. g. An-
schrift nicht anzutreffen ist. 
 
Der Gebührenbescheid wird hiermit gemäß § 1 
Landeszustellungsgesetz (LZG NRW) in Verbin-
dung mit § 10 LZG NRW öffentlich zugestellt. Es 
werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Der 
Gebührenbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Ver-
öffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG 
NRW). 
Nach Zustellung kann die Betroffene gegen den 
Gebührenbescheid innerhalb eines Monats Klage 
erheben. Der Gebührenbescheid kann von der 
Betroffenen beim Bürgeramt Mülheim an der 
Ruhr, Löhstr. 22 – 26, Zimmer 209, eingesehen 
werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 09.03.2009 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 K a b a s h a j 

Öffentliche Bekanntmachung zur Änderung der 
Unterschriftsbefugnisse für die eigenbetriebsähn-

liche Einrichtung Mülheimer SportService 
 

Gemäß § 3 (2) der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 16. No-
vember 2004 (GV. NRW. S. 644, 2005 S. 15) in 
Verbindung mit § 8 (3) der Betriebssatzung für 
den Mülheimer SportService vom 20.12.2006 in 
der Fassung vom 09.12.2008 wird die für den 
Geschäftsbereich des Mülheimer SportService er-
teilte Befugnis für Frau Anke Degner zurückge-
zogen. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 24.02.2009 
 
 Mülheimer SportService 
 
 M o s e l e r 
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Haushaltssatzung der Stadt Mülheim an der Ruhr für das Haushaltsjahr 2009 vom 27.02.2009 
 
 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666 ff.), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Stärkung 
der kommunalen Selbstverwaltung – GO-Reformgesetz - vom 09. Oktober 2007 (GV. NRW Nr. 21 vom 
16.10.2007, S. 380 ff.) hat der Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr in seiner Sitzung am 18.12.2008 fol-
gende Haushaltssatzung beschlossen: 

 
§ 1 

Ergebnisplan und Finanzplan 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Kommune vo-
raussichtlich anfallenden Erträge und Aufwendungen sowie die eingehenden Einzahlungen und die zu leis-
tenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird  
 

im Ergebnisplan mit 
dem Gesamtbetrag der Erträge von       484.842.856 Euro 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen von      530.582.216 Euro 
 

im Finanzplan mit 
den Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit von    468.695.036 Euro 
den Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit von    510.809.708 Euro 
 
den Einzahlungen aus Investitionstätigkeit    
und Finanzierungstätigkeit von           19.551.386 Euro  
 
den Auszahlungen aus Investitionstätigkeit  
und  Finanzierungstätigkeit von          32.270.920 Euro 
 
festgesetzt. 

 
§ 2 

Kreditermächtigung für Investitionen 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im Haushaltsjahr 2009 zur Finanzierung von Investitionen 
erforderlich ist, wird für 
 
  den Kernhaushalt auf    3.947.000 Euro,  
 
sowie die Eigenbetriebe/eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen 
 
  Betriebe der Stadt auf    4.409.000 Euro, 
  ImmobilienService auf     8.785.000 Euro, 
  Kulturbetrieb auf     1.000.000 Euro, 
  Mülheimer SportService auf                   0 Euro, 

 
festgesetzt. Verschiebungen von Kreditermächtigungen zwischen den einzelnen Eigenbetrie-
be/eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen sowie dem Kernhaushalt sind im Rahmen der Hauhaltsabwick-
lung zulässig, soweit das Gesamtvolumen nicht überschritten wird. 

 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Haushalt 2009, der zur Leistung von Investi-
tionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird für 
 
  den Kernhaushalt auf    15.714.000 Euro,  
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sowie die Eigenbetriebe/eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen 
 
  Betriebe der Stadt auf                       0 Euro, 
  ImmobilienService auf          9.978.000 Euro, 
  Kulturbetrieb auf              543.000 Euro, 
  Mülheimer SportService auf                        0 Euro, 
 
festgesetzt. 
 
 

§ 4 
Ausgleichsrücklage und allgemeine Rücklage 

Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich des Ergebnisplans wird auf 
 

45.739.360 Euro 
 

festgesetzt. 
 
 

§ 5 
Kredite zur Liquiditätssicherung 

Der Höchstbetrag der Kredite, die im Haushaltsjahr 2009 zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen 
werden dürfen, wird für 
 
  den Kernhaushalt auf      450.000.000 Euro,  
 
sowie die Eigenbetriebe/eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen 
 
  Betriebe der Stadt auf          5.000.000 Euro, 
  ImmobilienService auf          5.000.000 Euro, 
  Kulturbetrieb auf           3.000.000 Euro, 
 Mülheimer SportService auf 1.000.000 Euro, 
 Abwasserbeseitigungsbetrieb auf    16.000.000 Euro,   
 
festgesetzt. 
 
 

§ 6 
Steuersätze 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind aufgrund der vom Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr am 
27.11.2008 beschlossenen Hebesatzsatzung 2009 wie folgt festgesetzt worden: 
 
1. Grundsteuer 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)   230 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)       500 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer          470 v. H. 

 
 

§ 7 
Aufstellung einer Nachtragssatzung 

Als erheblich hinsichtlich der Verpflichtung zur Aufstellung einer Nachtragssatzung nach § 81 GO gilt ein 
zusätzlicher Fehlbetrag von mehr als 3 % des Volumens der ordentlichen Aufwendungen bzw. der Auszah-
lungen aus laufender Verwaltungstätigkeit. Der Rat kann über einen Beschluss über erhebliche Abwei-
chungen die Aufstellung eines Nachtragshaushaltes zurückstellen. 
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§ 8 
Geringfügigkeit im Sinne von § 81 Absatz 3 GO 

Als geringfügig im Sinne des § 81 Abs. 3 GO gelten Auszahlungen für bisher nicht veranschlagte Investi-
tionen und Instandsetzungsmaßnahmen, deren voraussichtliche Gesamtkosten nicht mehr als 5.000.000 
Euro betragen. 
 

§ 9 
Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

Bei der Genehmigung über- oder außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen sowie über- und 
außerplanmäßiger Verpflichtungsermächtigungen im Sinne der §§ 83 Abs. 2 bzw. 85 Abs. 1 GO gelten als 
nicht erheblich: 
a) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sowie über- und außerplanmäßige 

Verpflichtungsermächtigungen aufgrund gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtung.  
b) Interne Verrechnungen, kalkulatorische Kosten und Jahresabschlussbuchungen. 
c) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen im Einzelfall bis einschließlich 125.000 

Euro, soweit nicht unter a) und b) fallend. 
d) Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen bis einschließlich 500.000 Euro, soweit 

nicht unter a) fallend. 
 
Als Bagatellegrenze im Sinne von § 83 Abs. 2, Satz 1 GO gilt ein Betrag von 1.000 Euro. 
 
 

§ 10  
Stellenplan 

1. Die im Stellenplan mit dem Vermerk "k. w." versehenen Stellen einschl. der BQE-Stellen fallen nach 
dem Ausscheiden der jetzigen Stelleninhaber aus diesen Stellen weg und dürfen nicht wieder besetzt 
werden. 

 
2. Die im Stellenplan mit dem Vermerk "k. u. nach..." versehenen Stellen sind nach dem Ausscheiden 

der jetzigen Stelleninhaber aus diesen Stellen in Stellen der jeweils angegebenen Besoldungs- bzw. 
Entgeltgruppen umzuwandeln.  

 
 

§ 11 
Flexible Haushaltsbewirtschaftung 

Zur flexiblen Ausführung des Haushaltsplans wird Folgendes bestimmt: 
 
In der Stadtverwaltung Mülheim an der Ruhr wird nach Organisationseinheiten budgetiert. Das bedeutet, 
dass sowohl für die Dezernate als auch für die Fachbereiche Budgets gebildet werden. 
 
In den gebildeten Budgets ist jeweils die Summe der Erträge und die Summe der Aufwendungen bzw. der 
Einzahlungen und Auszahlungen für die Haushaltsführung verbindlich.  
Die Bewirtschaftung der Budgets darf nicht zu einer Verschlechterung des Saldos aus laufender Verwal-
tungstätigkeit führen. Nicht zahlungswirksame Positionen dürfen nicht für zahlungswirksame Vorgänge 
umgeschichtet werden. 
 
Aufwendungen im Teilergebnisplan eines Fachbereichs- bzw. Dezernatsbudgets sind grundsätzlich gegen-
seitig deckungsfähig. Ausgenommen sind die nichtzahlungswirksamen Aufwendungen. Ein „Austausch“ 
von Sach- und Personalaufwendungen ist grundsätzlich möglich. Allerdings sind Stellenplanausweitungen 
nicht gestattet. 
 
Mehrerträge eines Fachbereichs- bzw. Dezernatsbudgets erhöhen grundsätzlich die Ermächtigung für Auf-
wendungen dieses Budgets. Mindererträge vermindern grundsätzlich die Ermächtigungen für Aufwendun-
gen entsprechend. 
 
Im Teilfinanzplan eines Fachbereichs - bzw. Dezernatsbudgets sind die Auszahlungen sowie die Verpflich-
tungsermächtigungen zu Lasten gleicher Haushaltsjahre gegenseitig deckungsfähig. 
 
Wenn zweckgebundene Erträge bzw. Einzahlungen auf die Verwendung für bestimmte Aufwendungen 
bzw. Auszahlungen beschränkt sind, hat das folgende Wirkung: 
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Ungeachtet der Höhe der veranschlagten Aufwendung/Auszahlung hängt die tatsächliche Aufwendungs-
/Auszahlungsermächtigung von der Höhe des/der zweckgebundenen Ertrages/Einzahlung ab, der bis zum 
Jahresende gebucht wird. 
 
Mindererträge/-einzahlungen führen zu entsprechenden Minderaufwendungen/-auszahlungen. 
 
Über den Haushaltsansatz hinaus gehende Erträge/Einzahlungen (Mehrerträge/-einzahlungen) können 
grundsätzlich für Mehraufwendungen/-auszahlungen bei der begünstigten Ergebnis-/Finanzposition ver-
wendet werden. 
 
Im Teilfinanzplan sind die dort veranschlagten Zuweisungen und Zuschüsse zweckgebunden für die unter 
gleicher Objektnummer veranschlagten Investitionen. Mindereinzahlungen ermäßigen die Auszahlungser-
mächtigung entsprechend. 
 
Die Zweckbindung von Erträgen bzw. Einzahlungen darf durch die Bewirtschaftung des Budgets weder im 
Teilergebnisplan noch im Teilfinanzplan des Fachbereiches bzw. Dezernates unterlaufen werden. 
 
Der Stadtkämmerer wird ermächtigt, erforderlichenfalls die Durchführung der vorgenannten Regelungen 
im Detail zu bestimmen. Die rechtlichen Befugnisse des Stadtkämmerers bleiben im Übrigen unberührt. 
 
Die Haushaltsatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO der Bezirksregierung in Düsseldorf mit 
Schreiben vom 20.01.2009 angezeigt worden. 
 
Der Haushaltsplan und das freiwillige Haushaltssicherungskonzept liegen zur Einsichtnahme in der Bürger-
agentur, Schloßstraße 22 / Ecke Löhberg,  45468 Mülheim an der Ruhr, montags bis freitags von 9.00 Uhr 
bis 18.00 Uhr öffentlich aus und sind unter der Adresse http://www.muelheim-ruhr.de/ im Internet ver-
fügbar.“ 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung der Stadt Mülheim an der Ruhr für das Haushaltsjahr 2009 vom 
27.02.2009 wird hiermit gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1 der BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i. V. m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass die Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO) gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung  nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn  
 
 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
  
 b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
  
 c) die Oberbürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
  oder 
  
 d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
  Mülheim an der Ruhr, den 27.02.2009 
 
   Die Oberbürgermeisterin 
 
   D a g m a r  M ü h l e n f e l d 
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Ordnungsbehördliche Verordnung vom 11.02.2009 über die teilweise Änderung der Ordnungs-
behördlichen Verordnung zur Ausweisung von Naturdenkmalen innerhalb der im Zusammen-

hang bebauten Ortsteile und des Geltungsbereiches der Bebauungspläne der Stadt Mülheim an 
der Ruhr vom 28.11.2007 (bekannt gemacht im Amtsblatt Nr. 31/2007, S. 537 vom 4.12.2007)  

 
 
Auf Grund der §§ 42a und 22 des Gesetzes zur Sicherung des Naturhaushalts und zur Entwicklung der 
Landschaft (Landschaftsgesetz - LG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli 2000 (GV. NRW. 
S. 568), zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 19. Juni 2007 (GV. NRW. S. 226, 316), sowie 
der §§ 27 und 35 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ordnungsbehörden-
gesetz (OBG) - in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NW. S. 528), zuletzt geän-
dert durch Artikel 73 des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274) in der jetzt geltenden Fassung 
(SGV 2060), wird von dem Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr als Untere Landschaftsbehörde gemäß dem 
Beschluss des Rates der Stadt Mülheim an der Ruhr in seiner Sitzung am 11.09.2008 folgende Verordnung 
erlassen: 
 

§ 1 
 

Die in § 2 dieser Verordnung aufgeführten Einzelschöpfungen der Natur werden hiermit als Naturdenkma-
le festgesetzt. Die Anlage 1 der Ordnungsbehördlichen Verordnung zur Ausweisung von Naturdenkmalen 
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und des Geltungsbereiches der Bebauungspläne der 
Stadt Mülheim an der Ruhr vom 28.11.2007 (Liste der Naturdenkmale im Stadtgebiet Mülheim an der 
Ruhr) wird um diese Naturdenkmale erweitert. Die Regelungen der vorbezeichneten Ordnungsbehördli-
chen Verordnung vom 28.11.2007 gelten auch für diese Naturdenkmale. 
 
 

§ 2 
 

lfd. Nr. 
(ehem. Nr.) 

Bezeichnung, Anzahl, 
Art, Größe 

Gemarkung Flur, Flurstück Lagebezeichnung 

93 1 Kalifornischer Mam-
mutbaum 
Umfang: 3,75 m 

Heißen Flur 2, Flurstück 693 Honigsberger Str. 

94 1 Stiel-Eiche 
Umfang: 3,37 m 

Broich Flur 17, Flurstück 232 Wallfriedsweg 23 

95 1 Stiel-Eiche 
Umfang: 3,31 m 

Broich Flur 25, Flurstück 61 Hammerstein 19 

96 3 amerikanische Tulpen-
bäume 
Umfang: 1,87 m, 2,07 m, 
    2,08 m 

Mülheim Flur 52, Flurstück 19  

97 1 Baum-Hasel 
Umfang: 2,82 m 

Mülheim Flur 49, Flurstück 31 Dohne 54 

98 2 Platanen 
Umfang: 4,87 m und 5,71 m 

Mülheim Flur 79, Flurstück 201 vor dem Grundstück 
Friedrich-Ebert-Str. 152 

99 1 Stechpalme 
Umfang: 1,91 m 

Speldorf Flur 9, Flurstück 857 Hoffmannsweg 

100 1 Rotbuche 
Umfang: 3,72 m 

Mülheim Flur 7, Flurstück 325 Aktienstrasse 85 

101 1 Tulpenbaum 
Umfang: 1,71 m und 2, 47m 
(2-stämmig) 

Broich Flur 17, Flurstück 234 Wallfriedsweg 21 

 
 

§ 3 
 

Nach § 34 Ordnungsbehördengesetz tritt diese Ordnungsbehördliche Verordnung eine Woche nach ihrer 
Verkündung im Amtsblatt der Stadt Mülheim an der Ruhr in Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung vom 11.02.2009 über die teilweise Änderung der Ord-
nungsbehördlichen Verordnung zur Ausweisung von Naturdenkmalen innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile und des Geltungsbereiches der Bebauungspläne der Stadt Mülheim an der Ruhr vom 
28.11.2007 (bekannt gemacht im Amtsblatt Nr. 31/2007, S. 537 vom 14.12.2007) vom 11.02.2009 wird 
hiermit gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1 der BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i. V. m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass die Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO) gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung  nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn  
 
 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
  
 b) diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 

worden, 
  
 c) die Oberbürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
  oder 
  
 d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
  Mülheim an der Ruhr, den 11.02.2009 
 
   Die Oberbürgermeisterin 
 
   D a g m a r  M ü h l e n f e l d 
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Widmungsverfügung 

Gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein -Westfalen (StrWG NRW) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NRW S. 1028, 1996 S. 81, S. 141, S. 216, S.355); zu-

letzt geändert durch das Erste Gesetz zum Bürokratieabbau (Bürokratieabbaugesetz I) vom 13.03.2007 

(GV. NRW. S. 1332), wird die „Cecile-Vogt-Straße“ in der im zugehörigen Widmungsplan schraffiert ge-

kennzeichneten Erstreckung mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Fahrzeug- und Fußgängerverkehr 

(Anliegerverkehr) gewidmet.  

 

Straßengruppe:  Gemeindestraße 

Straßenuntergruppe   Anliegerstraße 

 

Die Widmungsfläche hat die Katasterbezeichnung:   

    Gemarkung Saarn, Flur 31, Flurstücke 531, 1203, 1204. 

 

Gemäß § 41 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein- Westfalen in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 12.11.1999 (GV. NRW. S. 602); zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-

setzes vom 03.05.2005 (GV. NRW. S. 498), gilt die vorstehende Widmungsverfügung an dem auf die Be-

kanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben. 

 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen die Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. 

Die Klage ist gegen die Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim an der Ruhr zu richten. Die Klage ist beim 

Verwaltungsgericht in 40213 Düsseldorf, Bastionstraße 39, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 

des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Sollte die Klagefrist durch das Verschulden einer 

bevollmächtigten Person versäumt werden, so würde deren Verschulden der/dem Klageerhebenden zuge-

rechnet. 

Hinweis 

Falls die Klage schriftlich erhoben wird, empfiehlt es sich, ihr zwei Abschriften beizufügen. 

Die Begründung der Widmungsverfügung kann im hiesigen Technischen Rathaus, Amt für Verkehrswesen 

und Tiefbau, Hans-Böckler-Platz 5, Zimmer 10.21, eingesehen werden. 

Der Widmungsplan ist Bestandteil der Widmungsverfügung. 

 

 Mülheim an der Ruhr, den 05.03.2009 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
  

 K e r l i s c h 
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F I S C H E R P R Ü F U N G 
 
Nach dem Fischereigesetz für das Land Nordrhein-Westfalen vom 11.07.1972 (Gesetz - und Verordnungs-

blatt für das Land Nordrhein-Westfalen S.226) wird die erstmalige Erteilung eines Fischereischeines davon 

abhängig gemacht, daß der Bewerber zuvor eine Fischereiprüfung erfolgreich ablegt. 

Das Prüfungsverfahren ist in der Verordnung über die Fischereiprüfung vom 01.07.1998 geregelt. 

 

Die nächste Prüfung in Mülheim an der Ruhr findet am 19.05.2009 

 

    um 14.00 Uhr in der 

    Heinrich-Thöne-Volkshochschule, Bergstrasse 1-3  

    45468 Mülheim an der Ruhr 

statt. 

 

Zu dieser Prüfung können Personen zugelassen werden, die 

 

     a) in Mülheim an der Ruhr wohnen 

     b) das 13. Lebensjahr vollendet haben 

     c) nicht entmündigt sind. 

 

Anträge auf Zulassung zur Fischereiprüfung können bis zum 22.04.2009 beim Ordnungsamt Mülheim an 

der Ruhr, Ruhrstr. 1, Zimmer 227, während der Dienststunden gestellt werden. 

 

Lehrgänge und Vorbereitungen für die Fischerprüfung werden u. a. auch von ortsansässigen Vereinigun-

gen der Freizeitfischerei durchgeführt. 

 

Die Prüfungsgebühr beträgt 50,00 €. Bei Nichtteilnahme kann die Prüfungsgebühr weder ganz noch teil-

weise erstattet werden. 

 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 04.03.2009 
 

 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
  
 S i r i c 
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